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ßenhandels (rd. 60%) zwischen den 

USA und China in Form des Entrepot- 

Handels über Drittländer (hier vor al­

lem über Hongkong) geführt. Nach US- 

Statistiken werden 80% der chinesi­

schen Produkte über Drittländer in die 

USA und nur 20% direkt verschifft.

* Die in Drittländern geschaffene Wert­

schöpfung wird von China nicht als Ex­

portwert aus China angesehen. Die bila­

terale Untersuchungskommission

kommt zu dem Schluß, daß die durch­

schnittliche Wertschöpfung in Hong­

kong 40,7% der Exporte in die USA 

ausmachte. Die USA rechneten jedoch 

diesen Wert als Teil der Importe aus 

China.

* US-Statistiken über Exporte der USA 

nach China vernachlässigten Re-Ex­

porte über Hongkong. Dem Bericht der 

bilateralen Kommission zufolge sei das 

Volumen der Re-Exporte nach China 

über Hongkong, das in der US-Statistik 

der Exporte nach China enthalten sei, 

nur ein Viertel der Exporte, die Hong­

kong in seiner entsprechenden Statistik 

aufführe.

Im Weißbuch werden noch weitere 

Gründe aufgeführt wie Probleme bei 

der Bestimmung des Ursprungslandes 

durch die USA und Fehlkalkulationen 

aufgrund unvollständiger Exportstatisti­

ken. Die verschiedenen Ursachen füh­

ren aus Sicht der chinesischen Regie­

rung dazu, daß das Handelsdefizit der 

USA wesentlich geringer sei. Statt des 

von den USA angeführten Defizits in 

Höhe von 39,52 Mrd. US$ im Jahre 

1996 müsse dies rd. 16 Mrd. US$ nie­

driger sein.

Das Weißbuch nennt jedoch auch ande­

re Punkte, die aus chinesischer Sicht die 

Entwicklung der Handelsbeziehungen 

behinderten. So beispielsweise würden 

die Exportkontrollen der USA bei Lie­

ferungen von High-Tech-Produkten und 

bei der Kooperation zur friedlichen 

Nutzung von Kernenergie diskriminie­

rend wirken und hätten in den vergan­

genen Jahren dazu geführt, daß China 

lukrative Aufträge an beispielsweise 

Frankreich, Kanada und Rußland ver­

geben habe.

Im Weißbuch wird andererseits auch die 

herausragende Rolle der USA für die 

chinesische Wirtschaft betont. So seien 

die USA ohne Berücksichtigung von 

Investitionen aus Hongkong und Tai­

wan nach Japan der zweitgrößte Inve­

stor. Ende 1996 hätten die USA 22.240 

Projekte mit einem vertraglich zugesag­

ten Investitionsvolumen von 35,1 Mrd. 

US$ abgeschlossen. Das Volumen der 

bereits realisierten Investitionen belaufe 

sich auf 14,29 Mrd. US$. (FE/2875, 

nach SWB, 24.3.97)

Zwar räumt die chinesische Regierung 

also ein, daß die USA im bilateralen 

Handel inzwischen ein zunehmendes 

Defizit hinnehmen müßten, doch for­

dert sie von den USA eine Steigerung 

ihrer Wettbewerbsfähigkeit und Abbau 

von Exportrestriktionen. Gleichzeitig 

versprach China, eine weitere Öffnung 

der Märkte für Produkte aus den USA. 

(NZZ, 22./23.3.97)

Beide Länder weisen der Entwicklung 

der Wirtschaftsbeziehungen eine große 

Bedeutung ein. Ende März d.J. war der 

US-Vizepräsident Al Gore in Beijing, 

um beim Abschluß von wichtigen Ge­

schäften präsent zu sein. Hierbei ging 

es um den Kauf von fünf Passagierflug­

zeugen der Firma Boeing im Werte von 

685 Mio. US$ sowie um die Unter­

zeichnung eines Joint Venture- 

Vertrages mit dem Autokonzern Gene­

ral Motors über 1,3 Mrd.USS. (NfA,

26.3.97) -schü-

Binnenwirtschaft

* Festhalten an Deng Xiaopings 

Theorie vom Aufbau des Sozialis­

mus mit chinesischen Merkmalen.

* Umfassende Implementation der 

Parteilinie und -politik.

* Förderung des grundlegenden Wan­

dels des Wirtschaftssystems (einer­

seits der Wandel von der traditionel­

len Planwirtschaft zur sozialisti­

schen Marktwirtschaft und anderer­

seits der Wandel von einem extensi­

ven zu einem intensiven Wachs­

tumsmodell).

* Fortsetzung der Politik einer ange­

messen knappen Finanz- und Geld­

politik.

* Beschränkung der Preissteigerun­

gen.

* Stärkung der Position der Landwirt­

schaft als Grundlage der Wirtschaft.

* Beschleunigung der Wirtschaftsre­

form, insbesondere der Reform der 

staatseigenen Unternehmen.

* Beschleunigung der Veränderung 

der Wirtschaftsstruktur.

* Förderung neuer Wachstumspole.

* Ausbau von Märkten.

* Ausweitung der außenwirtschaftli­

chen Öffnung.

* Förderung einer nachhaltigen, 

schnellen und gesunden Entwick­

lung der nationalen Wirtschaft.

Als wichtigste gesamtwirtschaftliche 

Zielvorgaben für das Jahr 1997 nennt 

die Staatliche Planungskommission:

*(24)

Planung für die wirtschaftliche Ent­

wicklung im Jahre 1997

Auf der 5.Tagung des 8.Nationalen 

Volkskongresses (NVK) Anfang März 

hat Chen Jinhua, Minister der Staatli­

chen Planungskommission, die Imple­

mentation des Planes für das vergange­

ne Jahr sowie die Planvorgaben für 

1997 vorgestellt. Während auf die 

Wirtschaftsergebnisse des letzten Jahres 

in der folgenden Ausgabe von China 

aktuell im Rahmen des politischen und 

wirtschaftlichen Rückblicks auf das Jahr 

1996 eingegangen wird, sollen im fol­

genden die wichtigsten Zielvorstellun­

gen für das laufende Jahr genannt wer­

den.

Ziele 1997

Wachstums rate +8%

Einzelhandelspreise +6%

Anlageinvestitionen +32%

Haushaltsdefizit 57 Mrd. Y (-4 Y)

Außenhandel 310 Mrd. USS

Bevölkerungszuwachs +1,114%

Stadt Arbeitslosen 3%

Für die einzelnen Sektoren gelten spe­

zielle Zielvorgaben, so z.B. für den 

Agrarsektor:

Getreideanbaufläche 1,68 Mrd. Mu

Getreideoutput Niveau von 1996

Baumwollanbaufläche 80 Mio. Mu

Baumwolloutput 4,25 Mio. t

Ölpflanzen 22,5 Mio. t

Zucker 86 Mio. t

Fleisch 62 Mio. t

Wasserprodukte 31 Mio. t

Die Staatliche Planungskommission 

sieht 1997 als ein besonders wichtiges 

Jahr an, da in diesem Jahr die Rückgabe 

Hongkongs erfolgt und der 15.Parteitag 

der KPCh abgehalten wird. Als allge­

meine Erfordernisse an die wirtschaft­

liche Arbeit werden u.a. folgende poli­

tischen und ökonomischen Leitlinien 

genannt:

Hinsichtlich der Agarpolitik gibt es in 

der Planung für 1997 keine inhaltlichen 

Neuerungen. Allerdings wird auf die 

Einrichtung von lokalen und zentralen 

Fonds für den Aufbau und die Unter­

haltung von Wasserbauanlagen sowie 

auf die Notwendigkeit des Baus von 

Schutzanlagen gegen Hochwasser hin­

gewiesen.
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Für die Entwicklung des Industriesek­

tors gelten einerseits die algemeinen 

Zielvorstellungen der weiteren Umge­

staltung der staatseigenen Unternehmen 

(siehe Übersicht "Reformschritte 

1997") und andererseits der Optimie­

rung der Industriestruktur und der Effi­

zienzsteigerung.

Quantitative Zielvorgaben bestehen nur 

in folgenden Bereichen:

1997

Ind. Wertschöpfung +11,5%

Kohle 137 Mrd. t

Rohöl 1533 Mio. t

Elektrizität 1.145 Mrd.kw

Stahl 100 Mio. t

Kunstdünger 26,6 Mio. t

Chemiefasern 3,10 Mio. t

Fahrzeuge 1,6 Mio. Stück

Äthylen 3,5 Mio. t

Integr. Schaltkreise 1,03 Mrd. Stück

Mikroei. Computer 1,55 Mio. Stück

Digitale Schaltzentr. 22 Mio.

Eisenbahnfrachtvol. 1,64 Mrd. t

Die Planungskommission nennt für 

1997 ein Gesamtinvestitionsvolumen 

von 2.530 Mrd. Yuan; davon entfallen 

1.807 Mrd. Yuan auf die staatseigenen 

Unternehmen. Durch vorrangige Zutei­

lung der Investitionen auf die Landwirt­

schaft, Wasserbau, Energieentwicklung, 

Transport, Verteidigung, neue und 

Hochtechnologien, Wissenschaft, Bil­

dung, Kultur und andere Felder soll die 

Investitionsstruktur verbessert werden. 

Gleichzeitig gilt das Prinzip, daß aus­

reichend Investitionsmittel für Schlüs­

selprojekte, für die Beendigung der lau­

fenden Projekte und für die Inbetrieb­

nahme der fertigen Projekte zur Verfü­

gung stehen sollen.

Für das Jahr 1997 ist die Fertigstellung 

und Inbetriebnahme von 83 großen und 

mittelgroßen Projekten vorgesehen. So 

werden die Flüsse Yangzi und Huanghe 

(Gelber Fluß) sowohl im Rahmen des 

Drei-Schluchten-Projektes als auch im 

Xiaolangdi-Projektes eingedämmt. Die 

Eisenbahnlinie zwischen Nanning und 

Kunming und die vierte Phase des Koh­

le-Terminals im Hafen von Qinhuang- 

dao stehen vor der Fertigstellung. Wei­

terhin soll mit einem größeren Projekt 

zur Herstellung von integrierten Schalt­

kreisen in Shanghai begonnen werden. 

Die Investitionen sollen dem Ausbau 

folgender Kapazitäten dienen:

* Energieerzeugung +10,42 Mio. kW

* Rohölförderung 7,31 Mio. t

* Kohleförderung + 42,95 Mio. t

* Ausbau des Eisenbahnnetzes um 

+ 1.544 km

* Elektrizifierung des Eisenbahnnet­

zes um +1.752 km

* Ausbau der Schnellstraßen +1.100 

km

* Digitale Telefon-Schaltzentren +17 

Mio. Stück

* Optisches Kabelnetz +24.300 km

Hinsichtlich der Inflationsentwicklung 

weist die Planungskommission auf die 

Notwendigkeit hin, neue Preissteige­

rungen in diesem Jahr zu verhindern. 

Um Preisstabilität zu garantieren, soll 

die Verantwortlichkeit des Provinz­

gouverneurs für das ausreichende Ge­

treideangebot sowie die Verantwort­

lichkeit der Bürgermeister für sonstige 

landwirtschaftliche Grundprodukte au­

ßer Getreide auch in diesem Jahr beibe­

halten werden.

Im Bereich der Außenwirtschaftspolitik 

gibt es keine wesentlichen Neuerungen. 

Die Planungskommission weist le­

diglich auf die Notwendigkeit hin, neue 

Anreize für ausländische Investoren zu 

setzen. Auslandskapital soll verstärkt in 

die Landwirtschaft, Infrastruktur, 

High-Tech-Industrien und, regional ge­

sehen, in größerem Ausmaß in die Zen­

tral- und Westregion fließen. Auch 

Kredite zu günstigen Konditionen sollen 

in diese Bereiche und Regionen geleitet 

werden.

Für 1997 geht die Planungskommission 

von einem Anstieg der Realeinkommen 

der Bevölkerung von rd. 5% aus.

Der Schlüssel zur Realisierung der 

Planvorgaben wird von der Kommis­

sion in der Verstärkung der strukturel­

len Anpassungen und in der Verbesse­

rung der Qualität und der Effizienz ge­

sehen. Als besondere Probleme nennt 

die Planungskommission :

* Überlappende Projekte tragen zu ei­

ner irrationalen Wirtschaftsstruktur 

bei.

* Der technische Wandel der Unter­

nehmen wurde beeinträchtigt durch 

zu geringe Betriebsgrößen, zu nie­

drige Technikstandards und Mängel 

in der arbeitsteiligen Produktion. 

Diese Probleme trugen zur schlech­

ten Produktqualität, zu hohen Pro­

duktkosten und geringer Wettbe­

werbsfähigkeit bei.

* Die koordinierte Entwicklung der 

Wirtschaft wurde beinträchtigt 

durch die Überschneidungen von 

Industriestrukturen in verschiedenen 

Regionen, die irrationale Verteilung 

von Industrien, Schwächen in der 

Komplementarität von regionalen

Industrien und exzessiver Wettbe­

werb bei Produkten mit schlechter 

Qualität.

* Verschiedene Ursachen haben diese 

Probleme hervorgerufen, doch die 

wichtigsten Gründe sind ideologisch 

und in der Wirtschaftsstruktur be­

dingt. So gab es lange Zeit keine 

Trennung zwischen Regierungsver­

waltung und Unternehmensmana­

gement, so daß eine Tendenz be­

stand, (unabhängig von Kostenge­

sichtspunkte) jede Art von Industrie 

aufzubauen. Es gab Barrieren zwi­

schen den Regionen und Ministe­

rien, Marktblokaden, bei Investitio­

nen wurden Risikoaspekte und all­

gemein die wirtschaftliche Effizienz 

vernachlässigt. 

(FE/2876/6S2/1-11, nach SWB,

25.3.97) -schü-

*(25)

Reformschritte 1997

Die Staatliche Wirtschaftsreformkom­

mission hat Ende März eine Liste wich­

tiger Reformen zur Umgestaltung der 

Wirtschaftsstruktur in diesem Jahr vor­

gelegt. Im Mittelpunkt der Reforman­

strengungen werden die staatseigenen 

Unternehmen stehen. In Übereinstim­

mung mit den strategischen Zielen des

9.Fünfjahresplanes (1996-2000) werden 

sich die Reformen außerdem auf die Be­

reiche Investitionsmechanismen, soziale 

Sicherung, Wohnungsbau, Warenzirku­

lation, Besteuerung und Banken er­

strecken.

In diesem Jahr plant die Regierung, ihre 

Anstrengungen zu verstärken, die gro­

ßen staatseigenen Unternehmen und 

Unternehmensgruppen umzuorganisie­

ren, während den kleinen staatseigenen 

Unternehmen noch größere Entschei­

dungsfreiheiten eingeräumt werden sol­

len. Zu den verschiedenen Umgestal­

tungsmöglichkeiten werden die Grün­

dung von Anteilsgesellschaften, der 

Verkauf, die Versteigerung, Konkur­

sanmeldung etc. gezählt. Mit Zustim­

mung der entsprechenden Ministerien 

soll zwischen den Unternehmen ein 

freier Fluß von Vermögensanteilen 

möglich gemacht werden.

Unternehmen, die stark verschuldet 

sind und ineffizient wirtschaften, sollen 

dabei unterstützt werden, neue Produkte 

herzustellen und ihre Schulden durch 

bessere Koordinierung, Fusion, Ausga­

be von Schuldverschreibungen etc. um­

zustrukturieren. Für Transaktionen von 

Eigentumsrechten der staatseigenen Un­
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ternehmen soll die Bildung von Märk­

ten gefördert werden. Verlieren bei 

Übernahme von Unternehmen oder 

durch Konkurs Arbeitskräfte ihre Be­

schäftigung, sollen ihnen zumindest die 

grundlegenden Lebenshaltungskosten 

garantiert werden.

Bei der Umgestaltung der staatseigenen 

Unternehmen soll nach den Vorstellun­

gen der Staatlichen Wirtschaftsreform­

kommission der Aufbau eines modernen 

Unternehmensystems durch ein effizien­

teres auf wissenschaftlichen Grundlagen 

basierendes internes Management er­

reicht werden. Weitere Voraussetzun­

gen sind die Trennung von staatlicher 

Verwaltung und Unternehmensmana­

gement sowie eine Reduzierung der hi­

storischen Altlasten der Staatsunter­

nehmen (d.h. Pensionsansprüche von 

Rentnern, Krankenversicherung u.a. 

soziale Kosten).

Einerseits soll geeigneten Unternehmen 

in verstärktem Maße erlaubt werden, 

Wertpapiere und Schuldverschreibun­

gen zu begeben, um ihre Unterneh­

mensbilanz zu verbessern, andererseits 

will die Regierung Investitionen in 

staatseigene Unternehmen reduzieren, 

um sie stärker dem Markt auszusetzen. 

Hierbei soll den Banken eine Schlüssel­

rolle zugewiesen werden, da sie die 

Kreditwürdigkeit der Unternehmen bei 

der Vergabe von Krediten berücksichti­

gen sollen.

Als weiterer Reformschritt nennt die 

Staatliche Wirtschaftsreformkommis­

sion die Koordinierung der Reform der 

staatseigenen Unternehmen mit der Re­

form des sozialen Sicherungssystems, 

das sich im wesentlichen auf Renten, 

medizinische Versorgung und Unter­

stützung von Arbeitslosen erstreckt. 

Hinsichtlich der Reform im Woh­

nungswesen sollen Wohnungen nicht 

mehr als Teil des Wohlfahrtssystems 

der Arbeiter und Regierungsangestellten 

betrachtet werden. Diese Gruppe muß 

mit höheren Mieten, die zum Teil zu­

mindest staatlich subventioniert werden, 

rechnen. Zusätzlich haben alle Unter­

nehmen und Institutionen in Fonds für 

den Wohnungsbau einzuzahlen. Um 

Anreize für den Kauf von Wohnungsei­

gentum zu setzen, sind günstigere Prei­

se und Wohnungsbaukredite der Banken 

vorgesehen.

Reformen im Handel betreffen die Ver­

bindung des staatlichen Getreideankauf­

preises mit den Marktpreisen; die Re­

gierung hofft, dadurch besser in der 

Lage zu sein, die Getreidepreise zu re­

gulieren und zu stabilisieren. Hinsicht­

lich des Baumwollhandels sollen die 

Märkte für den An- und Verkauf von 

Baumwolle verbessert werden. (Xinhua 

News Agency, Beijing, in English, 

27.3.96, nach SWB, 1.4.97)

Die Probleme der staatseigenen Indu­

strie und die Unternehmesreform zähl­

ten zu den zentralen Themen auf der 

5.Tagung des 8.NVK Anfang März d.J. 

Obwohl mittelfristig Chancen für eine 

Verbesserung der Situation der Staats­

betriebe gesehen wird, hätten Ende 

1996 rd. 40% der Unternehmen rote 

Zahlen geschrieben. NVK-Delegierten 

wie der Ökonom Huang Da begründe­

ten die Schwäche der staatseigenen In­

dustrie mit den Erblasten der Planwirt­

schaft, zu starker Einmischung durch 

die Verwaltungen, einer zu hohen Ver­

schuldung der Unternehmen, veralteten 

Ausrüstungen und Technologien sowie 

schlechtem Management. Wu Bangguo, 

stellvertretender Ministerpräsident, 

wies darauf hin, daß sich die Situation 

der Unternehmen etwas verbessert 

habe. So hätten im 1.Quartal 1996 

mehr als 40% der Unternehmen Verlu­

ste hinnehmen müssen, doch schon im 

2.Quartal wieder Gewinne machen kön­

nen, die sich in den Folgemonaten er­

höht hätten. Wu zufolge haben die 

staatseigenen Unternehmen das schwie­

rigste Jahr überwunden; bei Fortsetzung 

der Reformen rechnet Wu mit weiteren 

Verbesserungen für die Unternehmen. 

(Xinhua News Agency, Beijing, in 

English, 2.3.97, nach SWB, 5.3.97)

In seinem Regierungsbericht hat Mini­

sterpräsident Li Peng während der 

NVK-Tagung der Frage der staatseige­

nen Unternehmen ebenfalls eine beson­

dere Bedeutung zugewiesen. Zunächst 

wies Li Peng in seinem Bericht auf die 

nach wie vor dominierende Funktion 

der staatseigenen Unternehmen für die 

gesamte Wirtschaft hin: Staatsunter­

nehmen würden mit 60% zu den Haus­

haltseinnahmeri beitragen, sie beschäf­

tigten zwei Drittel aller städtischen Ar­

beitskräfte und seien weit überlegen in 

den Bereichen Infrastruktur sowie in 

der Grundstoffindustrie und der High- 

Tech-Industrie. Diese Unternehmen hät­

ten einen großen Beitrag zur Reform, 

Entwicklung und Stabilität geleistet. 

Nach Aufführen der Gründe für die 

Schwierigkeiten dieser Unternehmen 

wies Li Peng darauf hin, daß zukünftig 

nur noch die rd. 1.000 großen Staatsbe­

triebe und Unternehmensgruppen Un­

terstützung erhalten würden; diese Un­

ternehmen seien nach wie vor das 

"Rückgrat" der Wirtschaft.

Von diesen 1.000 Unternehmen wären 

im Jahre 1996 300 Unternehmen als er­

ste Versuchsgruppe durch Bankkredite 

gefördert worden, wobei die Banken die 

Verwendung der Kredite strikt über­

wacht hätten. Die Anzahl der Unter­

nehmen, die in Modellversuche einbe­

zogen werde, sei für 1997 auf 511 er­

höht worden. Um Unternehmensgrup­

pen zu bilden, die überregional arbeite­

ten, in der Produktion und im Handel 

tätig wären und wettbewerbsfähig seien, 

hätte die Regierung im letzten Jahr ver­

suchsweise 57 Unternehmensgruppen 

organisiert; ihre Zahl werde sich 1997 

auf 120 Unternehmensgruppen erhöhen. 

Die versuchsweise gebildeten Unter­

nehmensgruppen erhielten größere Ent­

scheidungsrechte im Managementbe­

reich und über den Import und Export.

Die kleineren rd. 200.000 staatseigenen 

Unternehmen, die sich überwiegend im 

Eigentum der Städte und Kreise befän­

den, müßten auf lokaler Ebene durch 

Umstrukturierung, Zusammenschluß, 

Verpachtung, Bildung von Anteilsge­

sellschaften etc. reformiert werden. Jn 

diesem Jahr werde die Reform dieser 

Unternehmen beschleunigt werden müs­

sen.

Weitere Ausführungen zur Reform der 

staatseigenen Unternehmen in Li Pengs 

Regierungsbericht behandelten u.a. die 

Vereinheitlichung der Abläufe bei Un­

ternehmenskonkursen, Entschuldung 

der Unternehmen, Verbesserungs des 

Unternehmensmanagements und die Be­

schleunigung der Reform der sozialen 

überbetrieblichen Sicherung. (SWB, 

3.3.97, FE/2857/)

Kritisch merkt die South China Mor- 

ning Post in einem Bericht vom 9.3.97 

an, daß in Li Pengs Regierungsbericht 

einige Daten zur Situation der Staatsun­

ternehmen fehlen würden. So habe Li 

Peng darauf verwiesen, daß das Haus­

haltsdefizit lediglich knapp 1 % des BIP 

betrage, weit weniger als in anderen 

Ländern. Zum Defizit müßten jedoch 

die ausstehenden Kredite der Staatsun­

ternehmen bei den Banken hinzugerech­

net werden, die im Juni letzten Jahres 

600 Mrd. Yuan betragen hätten. Au­

ßerdem sei die Verschuldung der Unter­

nehmen untereinander zu berücksichti­

gen, die weitere rd. 900 Mrd. Yuan 

ausmache, -schü- 
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*(26)

Lokale Umweltprobleme und -lösun- 

gen

Zu den Regionen mit besonders großen 

Umweltproblemen zählt das Einzugsge­

biet des Huaihe. Dieser Fluß ist einer 

der sieben wichtigsten Flüsse Chinas 

und umfaßt ein Gebiet von 270.000 

km2. Das Einzugsgebiet des Huaihe 

weist eine kultivierte Fläche von 13 

Mio. ha und eine Bevölkerung von rd. 

150 Mio. Menschen auf. In den letzten 

zehn Jahren nahm hier die Umweltver­

schmutzung in raschem Tempo zu. Die 

180 Städte und Kleinstädte entlang des 

Flusses sowie Tausende von Betrieben 

verursachten jährlich stark verschmutzte 

Abwassermengen von 2,4 Mrd. t. Von 

den 191 Zuflüssen des Huaihe gelten 

rd. die Hälfte als schwerwiegend ver­

schmutzt und als Gefährdung für die 

Gesundheit der Bevölkerung.

Bereits 1996 waren 4.987 kleine Fabri­

ken im Einzugsgebiet des Flusses ge­

schlossen worden, die stark umweltbe­

lastend waren. Zu diesen kleinen Be­

trieben gehörten vor allem Papiermüh­

len und Färbereien. Mit der Schließung 

dieser Betriebe hat sich nach Einschät­

zung der Lokalregierung die Umweltsi­

tuation schon etwas verbessert.

Für 1997 ist eine neue Liste von Unter­

nehmen aufgestellt worden, die bis En­

de des Jahres Fortschritte bei der Re­

duzierung ihrer Umweltbelastung vor­

weisen müssen. Diese Liste wurde von 

der Staatlichen Gruppe für den Wasser­

schutz im Huaihe-Einzugsgebiet erar­

beitet und enthält 259 Unternehmen. 

Auf die Provinz Henan entfallen mit 

101 stark umweltbelastenden Betrieben 

die meisten Unternehmen, in der Pro­

vinz Anhui sind es 55, in der Provinz 

Shandong 72 und 31 Betriebe in der 

Provinz Jiangsu. Ein Großteil dieser 

Unternehmen ist in der Papier- und Al­

koholproduktion zu finden.

Das Staatliche Umweltschutzamt (State 

Bureau of Environmental Protection = 

SBEP) kommt in einem Bericht zu dem 

Schluß, daß 70% des verunreinigten 

Abwassers von Papiermühlen und Al­

koholfabriken stammt. Die Behörde 

weist darauf hin, daß die Unternehmen 

innerhalb des festgelegten Zeitraums die 

von der Regierung gesetzten Ziele zur 

Klärung von Abwässern erreichen müß­

ten. Falls dies nicht der Fall sein sollte, 

und falls die Unternehmen die Vor­

schriften umgehen würden, beispiels­

weise durch Änderung des Betriebsna­

mens oder durch Verlagerung des Um­

weltproblems in ein anderes Unterneh­

men, könnte die Bevölkerung dies der 

lokalen Umweltschutzbehörde berich­

ten.

Die Bevölkerung soll also stärker als 

zuvor als Kontrollinstanz im Umwelt­

schutz eingesetzt werden. Nach Ein­

schätzung des Umweltamtes könne dann 

die Umsetzung der Umweltschutzgeset­

ze verbessert und mehr Druck auf die 

umweltverschmutzenden U nternehmen 

und auf die Lokalregierungen ausgeübt 

werden. (Xinhua News Agency, Bei­

jing, in English, 17.3.97, nach SWB,

26.3.97)

In der Provinz Henan haben Ende 1996 

rd. 95% der Unternehmen, die zur 

Umweltverschmutzung beitrugen, die 

von der Lokalregierung gesetzten Stan­

dards erreicht; mehr als 14.000 kleine 

Betriebe mußten aufgrund extremer 

Umweltprobleme geschlossen werden. 

(Xinhua News Agency, Beijing, in 

English, 22.3.96, nach SWB, 26.3.97)

Auch die Zertifizierung macht inzwi­

schen Fortschritte. So meldet beispiels­

weise die Provinz Fujian, daß der inter­

national anerkannte Umweltstandard 

"ISO 1400" in den Industriebetrieben 

der Provinz im Jahre 1997 nach Aussa­

ge der lokalen Umweltschutzbehörde 

eingeführt werde. Ziel der Einführung 

dieses Umweltstandards sei die Verbes­

serung der Effizienz, die Reduzierung 

der Umweltverschmutzung und die Er­

höhung der internationalen Wettbe­

werbsfähigkeit von Unternehmen der 

Provinz. (Xinhua News Agency, Bei­

jing, in English, 17.3.97) -schü-

Taiwan

*(27)

Besuch des Dalai Lama: Neue Bela­

stung der Beziehungen zwischen 

Taipei und Beijing

Der Dalai Lama, das im Exil lebende 

geistige und weltliche Oberhaupt der 

Tibeter, hat vom 22. bis 27. März einen 

ötägigen Besuch in Taiwan abgestattet. 

Dies verursachte einen neuen politi­

schen Wirbel in den Beziehungen zwi­

schen beiden Seiten der Taiwan-Straße. 

Offiziell war er nur Gast des Buddhisti­

schen Vereins von Taiwan, doch in

Wirklichkeit hat die Regierung an der 

Einladung mitgewirkt. So traf er neben 

den religiösen auch mit zahlreichen po­

litischen Führern einschließlich des 

Staatspräsidenten Li Denghui (Lee 

Teng-hui), des Vizestaatspräsidenten 

und Ministerpräsidenten Lian Zhan 

(Lien Chan) und des Vorsitzenden der 

größten Oppositionspartei DPP (De- 

mocratic Progressive Party), Xu Xin- 

liang (Hsu Hsin-liang), zusammen. Die 

Regierung in Beijing, die den Dalai 

Lama als Rebellen und Taiwan als ab­

trünnige Provinz Chinas betrachtet, 

verurteilte in scharfen Tönen den Be­

such. Sie fürchtet eine Allianz der tibe­

tischen und taiwanesischen Separatisten.

Vor der Presse sagte der Dalai Lama, 

Friedensnobelpreisträger von 1984, er 

verfolge keine Unabhängigkeit, auch 

wenn Tibet historisch gesehen ein un­

abhängiges Land sei, er wolle nur eine 

tibetische Autonomie. Er verlange die 

gleichen Rechte für sein Volk, die Bei­

jing unter dem Prinzip "ein Staat, zwei 

Systeme" Hongkong und Taiwan ver­

sprochen habe.

Auch in Taiwan ist der Besuch des Da­

lai Lama umstritten. Offiziell gilt Tibet 

auch in Taiwan nach wie vor als ein 

Territorium der Republik China, die 

1949 das chinesische Festland im Bür­

gerkrieg an die Kommunisten verloren 

und ihren Regierungssitz nach Taiwan 

verlegt hat. In der Regierung Taipei 

besteht noch ein Komitee für die Mon­

golei und Tibet auf Ministerialebene. 

Die DPP, die die taiwanesische Unab­

hängigkeit von China befürwortet, for­

dert die Abschaffung des Komitees und 

die Anerkennung der tibetischen Exil­

regierung. Während des Besuchs des 

Dalai Lamas wurde im Gesetzgebungs­

yuan (Parlament) ein Konsens zwischen 

allen Parteien erzielt, das Komitee für 

die Mongolei und Tibet mit dem vor 

kurzem errichteten Komitee für die 

Ureinwohner Taiwans zu einer Institu­

tion für Minderheiten zusammenzule­

gen. Der Dalai Lama, der eine Spende 

von 500.000 US$ vom Buddhistischen 

Verein Taiwans erhielt, äußerte den 

Wunsch, eine tibetische Vertretung in 

Taiwan einzurichten. Im Hinblick auf 

die Reaktion Beijings zögert jedoch die 

Taipeier Regierung, den Vorschlag an­

zunehmen.

Beijing hat aus Protest gegen Li Deng- 

huis "private" USA-Reise 1995 die 

halbamtlichen Verhandlungen über Ver­

besserung der beiderseitigen Beziehun­

gen schon seit fast zwei Jahren einge­




